
 

 

   

PRESSEMITTEILUNG 

Bundeshaushalt: Handlungsbedarf von historischem Ausmaß 

• Die Ausgaben im Bundeshaushalt werden in den kommenden Jahren steigen, vor al-

lem für Verteidigung und Zinsen. Dadurch wachsen die Finanzierungslücke und die 

Schuldenstandsquote. 

• Verteidigungsausgaben dauerhaft über Kredite zu finanzieren, ist nicht tragfähig. Der 

Kreditanteil sollte deshalb schrittweise sinken. 

• Die Haushaltskonsolidierung erfordert ein Bündel an Maßnahmen: einen zielge-

nauen Abbau von Subventionen, Reformen der Sozialversicherungen und eine effizi-

entere Gestaltung des Steuersystems. Dies wird die Finanzierungslücke jedoch nicht 

schließen können. 

Berlin, 11.11.2026 – Die Finanzierungsprobleme des Bundeshaushalts werden sich in 

den kommenden Jahren weiter verschärfen. Wie groß die Finanzierungslücke langfristig 

ausfällt, hängt entscheidend davon ab, in welchem Umfang die Verteidigungsausgaben 

künftig kreditfinanziert werden. Je nachdem, wie stark die Kreditfinanzierung zurückge-

führt wird, könnte die Lücke im Jahr 2040 zwischen 2,7 und 4,8 Prozent des Bruttoin-

landsproduktes (BIP) betragen. Das zeigen Projektionen des Sachverständigenrates Wirt-

schaft. „Für die Konsolidierung des Haushalts wird ein Bündel von Maßnahmen erforder-

lich, das einen zielgenauen Abbau von Subventionen, Reformen der Sozialversicherungen 

und eine effizientere Gestaltung des Steuersystems umfasst. Zur Schließung der Finanzie-

rungslücken wird das aber nicht reichen“, erläutert Monika Schnitzer, Vorsitzende des 

Sachverständigenrates Wirtschaft. 

Kreditfinanzierung der Verteidigungsausgaben zurückführen 

Die Ausgaben des Bundes sind seit Beginn der 2020er Jahre deutlich gestiegen – getrieben 

von krisenbedingten Mehrausgaben, Leistungsausweitungen in den Sozialversicherungen 

und höheren Subventionen. In den kommenden Jahren belasten vor allem steigende Ver-

teidigungs- und Zinsausgaben den Bundeshaushalt zusätzlich. Werden die Verteidigungs-

ausgaben über Kredite finanziert, könnte die Schuldenstandsquote im Jahr 2040 auf bis zu 

98 Prozent des BIP steigen. Wie stark sie tatsächlich zunimmt, hängt vor allem davon ab, 

ob und wie schnell diese Kreditfinanzierung zurückgeführt wird. „Deutschland muss seine 

Verteidigungsfähigkeit erhöhen. Die Verteidigungsausgaben dauerhaft über zusätzliche 

Schulden zu finanzieren, ist aber nicht tragfähig. Die schrittweise Rückführung der Kredit-

finanzierung sollte deshalb grundgesetzlich verankert werden“, sagt Monika Schnitzer. 

Um die Nettokreditaufnahme zu senken, sollte der Schwellenwert angehoben werden, ab 

dem Verteidigungsausgaben von der Schuldenbremse ausgenommen sind und über Kredite 

finanziert werden dürfen. Der Sachverständigenrat Wirtschaft schlägt vor, diesen Schwel-

lenwert von derzeit einem Prozent des BIP ab dem Jahr 2031 jährlich um 0,25 Prozent-

punkte anzuheben. Dadurch ergibt sich ein Konsolidierungsbedarf im Bundeshaushalt von 

4,6 Prozent des BIP im Jahr 2040. Diese schrittweise Rückführung verteilt die gesamtwirt-

schaftlichen Auswirkungen der notwendigen Konsolidierung über einen längeren Zeitraum.  

 



 

 

   

 

Die Entscheidung über den Rückführungspfad sollte noch in dieser Legislaturperiode ge-

troffen werden. 

Konsolidierung erfordert ein umfassendes Maßnahmenbündel 

Auch die Entscheidung über die Konsolidierungsstrategie sollte bereits in dieser Legislatur-

periode getroffen werden. Der Sachverständigenrat Wirtschaft diskutiert eine Reihe von 

Maßnahmen. Diese würden den Bundeshaushalt um bis zu 2,2 Prozent des BIP entlasten. 

Darunter fallen der zielgenaue Abbau von ineffizienten und umweltschädlichen Subventio-

nen, die vollständige Umsetzung der Vorschläge der Alterssicherungskommission, ein-

schließlich der Abschaffung der abschlagsfreien Rente für besonders langjährig Versicherte 

(“Rente mit 63”), sowie die Rücknahme der Mütterrente III. Bei dem vom Sachverständi-

genrat bevorzugten Rückführungspfad verbliebe immer noch eine Finanzierungslücke von 

mindestens 2,4 Prozent des BIP. 

Mittelfristig könnten Steuererhöhungen erforderlich werden, da ein höheres Wirtschafts-

wachstum die Finanzierungslücke realistischerweise nicht schließen kann. Steuererhöhun-

gen sollten erst eingesetzt werden, wenn die anderen Maßnahmen ausgeschöpft sind. Da-

mit die Konsolidierung nicht zu Lasten notwendiger Investitionen in Straßen, Schienen und 

Wasserwege geht, schlägt der Sachverständigenrat Wirtschaft einen Verkehrsinfrastruk-

turfonds vor. 

 



 

 

   

 



 

 

   

 
 
Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (kurz: Sachverständi-

genrat Wirtschaft) unterstützt die Politik und die Öffentlichkeit in wirtschaftspolitischen Fragen und The-

men. Als unabhängiges Gremium wurde er im Jahr 1963 gegründet und besteht aus den Mitgliedern Prof. 
Gabriel Felbermayr, Ph.D., Prof. Dr. Veronika Grimm, Prof. Dr. Dr. h.c. Monika Schnitzer (Vorsitzende), Prof. 
Dr. Achim Truger und Prof. Dr. Martin Werding. Mit den regelmäßig veröffentlichten Gutachten soll der 

Sachverständigenrat dazu beitragen, dass sich die Öffentlichkeit und Entscheidungsträgerinnen und -trä-
ger in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft ein fundiertes Urteil über die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

und wirtschaftspolitische Fragen in Deutschland bilden können. 
 
Weitere Informationen über den Sachverständigenrat Wirtschaft und seine Publikationen unter www.sach-
verstaendigenrat-wirtschaft.de oder folgen Sie uns auf LinkedIn und Bluesky (@svrwirtschaft.bsky.social). 
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